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Staat und Recht im Imperialismus

Politische Integration 
durch Rechtsprechung

Zur Rolle des Gerichtshofs der EG
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Innerhalb der staatsmonopolistischen Integration west­
europäischer Staaten, bei der sich im Zusammenwirken 
von Monopolverbänden, imperialistischen Regierungen so­
wie überstaatlichen (supranationalen) Organen und Be­
hörden internationale Formen des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus herausgebildet haben, werden gerade in 
jüngster Zeit verstärkt p o l i t i s c h e  Elemente der Inte­
gration ausgebaut. Damit wird das Ziel verfolgt, die sog. 
Europäischen Gemeinschaften1 zu einem politischen Koor­
dinierungszentrum der in ihnen zusammengeschlossenen 
neun Staaten Westeuropas2 zu machen.

Beim Stichwort „politische Integration“ denkt man na­
türlich vor allem an die spektakulären Gipfeltreffen der 
Staats- und Regierungschefs der EG-Staaten („Europäi­
scher Rat“), an die ersten Direktwahlen zum „Europäi­

schen Parlament“3 im Juni 1979 sowie an die immer enger 
werdende Zusammenarbeit der EG-Staaten auf dem Felde 
der „klassischen“ Außenpolitik. Gewissermaßen im Schat­
ten dieser Vorgänge und nur von einem kleinen Kreis von 
Spezialisten kommentiert, hat jedoch ein Organ der EG4 
kontinuierlich an der Verstärkung der föderalen Elemente 
der Institutionen und des Rechts der EG und damit an der 
Einschränkung der Souveränitätsrechte der EG-Mitglied­
staaten gearbeitet: der „Europäische Gerichtshof“
(EuGH).5

Die allgemeine Aufgabe des Gerichtshofs

Der 1952 zunächst als Organ der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl (EGKS) geschaffene Gerichts­
hof ist seit Gründung der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemein­
schaft (EAG) im Jahre 1957 entsprechend Art. 3 des Ab­
kommens über gemeinsame Organe für die Europäischen 
Gemeinschaften vom 25. März 1957 (BGBl. II S. 1156) als 
gemeinsames Organ für diese drei Gemeinschaften tätig.

Die allgemeinen Aufgaben des Gerichtshofs, der seinen 
Sitz in Luxemburg hat, bestehen nach Art. 31 EGKS-Ver- 
trag, Art. 164 EWG-Vertrag und Art. 136 EAG-Vertrag ip 
der Auslegung der EG-Verträge und in der Überwachung 
der Tätigkeit der Organe der EG und der Mitgliedstaaten 
bei der Anwendung dieser Verträge.

Die Beziehungen zwischen den EG-Organen, den Mit­
gliedstaaten der EG sowie zwischen natürlichen und ju­
ristischen Personen aus EG-Staaten sind durch ein kom­
pliziertes und hierarchisch gegliedertes Integrationsrecht 
geregelt. Angesichts der in den EG vorhandenen mannig­
fachen Sonder- und Einzelinteressen von Mitgliedstaaten 
und einzelnen Monopolen ist die einheitliche Auslegung, 
Anwendung und Durchsetzung dieses Rechts von erstran­
giger Bedeutung für die Funktionstüchtigkeit der EG. In

der bürgerlichen Literatur wird der Gerichtshof deshalb 
als ein „Integrationsfaktor erster Ordnung“ bezeichnet.6

Der Gerichtshof und die von ihm vorgenommene In­
terpretation des EG-Rechts leisten neben der Perfektionie­
rung des staatsmonopolistischen Herrschaftsmechanismus 
einen wesentlichen Beitrag zur Verschleierung ökonomi­
scher und politischer Herrschaftsinteressen. In den Kon­
zepten zur westeuropäischen politischen Integration wird 
dem Gerichtshof die Rolle zugedacht, durch Rechtsinter­
pretation zur Weiterentwicklung dieser Integration bei­
zutragen.7 Der Gerichtshof hat sich diese Konzepte zu 
eigen gemacht und selbst aktiv politische Vorstellungen 
entwickelt, wie mit Hilfe des gegenwärtigen Integrations­
rechts und der Grundsätze seiner Rechtsprechung ein 
Beitrag zur Schaffung der angestrebten westeuropäischen 
politischen Union geleistet werden kann.8

Tätigkeitsformen und Zuständigkeit des Gerichtshofs

Der Gerichtshof besteht aus neun Richtern, vier General­
anwälten und einem Kanzler, die von den Regierungen 
der EG-Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen 
für die Dauer von sechs Jahren ernannt werden. Er ver­
wirklicht seine Aufgaben durch Erstattung von Rechts­
gutachten (z. B. zu Übereinkommen, die die EG mit drit­
ten Staaten oder mit internationalen und zwischenstaat­
lichen Organisationen abzuschließen beabsichtigen) und 
durch Rechtsprechung. Letztere Funktion ist als die be­
deutungsvollere anzusehen. Sowohl die Gutachten als auch 
die Entscheidungen ergehen mit dem Anspruch auf Ver­
bindlichkeit. Entscheidungen des Gerichtshofs können 
durch „Anrufung im Wege des Vorabentscheidungsersu­
chens“ oder durch direkte Klage erwirkt werden.

Bei der Anrufung im Wege des Vorabentscheidungs­
ersuchens hat der Gerichtshof die Aufgabe, den nationa­
len Gerichten der EG-Staaten, die ihm Fragen nach der 
Gültigkeit oder Auslegung einer integrationsrechtlichen 
Bestimmung zur Vorabentscheidung vorlegen, Rechtsbera­
tung zu erteilen. Artikel 177 EWG-Vertrag bestimmt, daß 
nationale Gerichte in Fragen, die die Auslegung des 
EWG-Vertrags oder die Gültigkeit von Handlungen der 
EG-Organe betreffen, den Gerichtshof um seine Stellung­
nahme ersuchen können. Die Anrufung des Gerichtshofs, 
die durch a l l e  nationalen Gerichte erfolgen kann, wird 
als „Verweisung im Wege der Vorabentscheidung“ be­
zeichnet. Die letztinstanzlichen Gerichte der EG-Mitglied- 
staaten sind nach Art. 177 EWG-Vertrag sogar verpflich­
tet, in solchen Fragen die Stellungnahme des Europäi­
schen Gerichtshofs einzuholen. Die Entscheidungen, die im 
Wege der Vorabentscheidung ergehen, haben rechtsver­
bindlichen Charakter. Sie dienen einer einheitlichen Aus­
legung des Integrationsrechts in allen EG-Mitgliedstaaten.

In der bürgerlichen Literatur wird die Verweisung im 
Wege der Vorabentscheidung als „Lötstelle zwischen dem 
einzelstaatlich-nationalen und dem Gemeinschaftsrecht“ 
gekennzeichnet, durch die „die direkte Verbindung zwi­
schen dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
und den Gerichten der Mitgliedstaaten hergestellt (wird)“.9 
Damit stellt die Tätigkeit in Vorabentscheidungsverfah­
ren die für die Stabilisierung der staatsmonopolistischen 
Herrschaftsverhältnisse im Rahmen der EG bedeutungs­
vollere Seite der Rechtsprechung des Europäischen Ge­
richtshofs dar.10

Direkte Klagen vor dem Gerichtshof können EG-Or- 
gane, Mitgliedstaaten und natürliche oder juristische Per­
sonen gegen EG-Organe und Mitgliedstaaten erheben. Fol­
gende Fälle von Klagen kommen in Betracht:


